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Stadtrat 25.04.2012 öffentlich 
Entscheidung 
 

 
 
 
Betreff: Antrag des Stadtrates Martin Bauersfeld (C DU) zum Verkauf von 

Liegenschaften 
  
 
Beschlussvorschlag:                                          
 
Das Verfahren für den Verkauf von Liegenschaften, die im Eigentum der Stadt sind, wird 
folgendermaßen festgelegt: 
 
1. Immobilien, die die Verwaltung verkaufen will, werden dem Stadtrat zur 

Beschlussfassung vorgelegt. Mit dem Beschluss wird die Verwaltung ermächtigt, die 
Immobilie zum Verkauf auszuschreiben und Verkaufsverhandlungen durchzuführen. 

 
2. Nach Abschluss der Verkaufsverhandlungen wird der Verkaufsvertrag dem Stadtrat 

zur Bestätigung vorgelegt. Informationen über Käufer, Kaufpreis, sonstige 
Bedingungen und Mitbewerber sind dabei dem Stadtrat vorzulegen. 

 
 
gez. Martin Bauersfeld 
Stadtrat 
 
 
 
 
 
 
 
 

TOP: 
Vorlagen-Nummer:  V/2012/10601 
Datum:   04.04.2012 
Bezug-Nummer.   
PSP-Element/ Sachkonto: 1.11101.06/58110220 
Verfasser:   Herr Martin Bauersfeld 
Plandatum:      
  



Begründung:                                                                                                                                    
 
Der Verkauf von Immobilien der Stadt wird momentan ohne die explizite Zustimmung des 
Stadtrates durchgeführt. So wurde zum Beispiel die Grundschule Diesterweg Halle/Saale 
ohne ausdrücklichen Beschluss des Stadtrates verkauft. Das Ergebnis konnte dann in der 
Zeitung nachgelesen werden. Gerade der Verkauf von im Rahmen der 
Schulentwicklungsplanung geräumten Schulgebäuden hat eine besondere Brisanz. Durch 
den Verkauf an andere Schulträger können die Maßnahmen der Schulentwicklungsplanung 
aufgehoben werden. Außerdem ist es fraglich, ob Stadtrat und Bildungsausschuss der 
Schließung einer Schule zustimmen würde, wenn die Nachnutzung durch einen freien Träger 
vorher bekannt wäre. 
Schließlich ist der Verkauf von städtischen Liegenschaften, d.h. der Umgang mit dem 
städtischen Vermögen eine Aufgabe, die der Aufsicht des Stadtrates bedarf. Der Verkauf 
und Kauf von Immobilien wird in den städtischen Gesellschaften stets vom entsprechenden 
Aufsichtsrat beschlossen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Stadt Halle (Saale)        Halle, 23.04.2012 
Dezernat Wirtschaft, Wissenschaft und Arbeit 
 
 
TOP:   7.2                                Stadtrat am 25.04.2012 
Antrag des Stadtrates Martin Bauersfeld (CDU) zum V erkauf von Liegenschaften 
Vorlagen-Nr.: V/2012/10601 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Die Verwaltung empfiehlt die Ablehnung des Antrags. 
 
Dies deshalb, da das Verfahren für den Verkauf von Immobilien in der Gemeindeordnung für 
das Land Sachsen-Anhalt (Gemeindeordnung - GO LSA) und in der Hauptsatzung der Stadt 
Halle (Saale) bereits geregelt ist und kein praktisches Bedürfnis an einer Änderung besteht. 
 
§ 105 Abs. 1 GO LSA ermächtigt die Gemeinde, Vermögensgegenstände, die sie zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben in absehbarer Zeit nicht braucht, zu veräußern. 
Vermögensgegenstände dürfen in der Regel nur zu ihrem vollen Wert veräußert werden. 
 
Der Stadtrat hat im Rahmen seiner Kompetenzen gemäß § 44 Abs. 3 Nr. 7 GO LSA 
betreffend Grundstücksverkäufe in § 6 der Hauptsatzung bewusst Wertgrenzen festgelegt 
und die Entscheidungsbefugnis für diese Rechtsgeschäfte, soweit deren Vermögenswert 
über 250.000,00 € beträgt und 1.000.000,00 € nicht übersteigt, auf den Ausschuss für 
Finanzen, städtische Beteiligungsverwaltung und Liegenschaften übertragen (§ 6 Abs. 3 Ziff. 
3 der Hauptsatzung); über Grundstücksverkäufe bis 250.000,00 € entscheidet die 
Oberbürgermeisterin (§ 6 Abs. 1 Ziff. 3 der Hauptsatzung). Mit der seit jeher in der 
Hauptsatzung vorgenommenen Festlegung von Wertgrenzen hat der Stadtrat die Möglichkeit 
eröffnet, auf die Entwicklungen des Grundstücksmarktes flexibel reagieren und die 
Entscheidungsfindung über Grundstückskaufanträge der an städtischen Grundstücken 
Interessierten zeitnah gewährleisten zu können.  
 
Der Verkauf von Grundstücken wird federführend im Liegenschaftsamt bearbeitet und 
berücksichtigt stets die Interessen der Stadt Halle (Saale) in ihrer Gesamtheit. Es kann daher 
eingeschätzt werden, dass sich die bestehende Regelung für den Grundstücksverkauf 
positiv bewährt hat. Das vom Stadtrat festgelegte Verfahren wurde bis dato unbeanstandet 
gewährleistet 
Die Umsetzung des Beschlussvorschlages, welche mit einer Änderung der Hauptsatzung 
einhergehend würde, würde vor allem aber praktisch den städtischen Grundstücksverkehr 
verlangsamen und verbürokratisieren und in der Folge eine zeitnahe Umsetzung von 
Grundstückskaufanträgen von Investoren und Bürgern behindern. 
Nur der Vollständigkeit halber sei erwähnt, dass das ehemalige Schul-Grundstück 
Diesterweg nicht mehr Bestandteil der Schulentwicklungsplanung, sondern bereits seit dem 
06.07.2004 anderweitig von der Volkshochschule genutzt wurde. Nachdem diese die 
Nutzung aufgegeben hatte, war aufgrund fehlender Eigennutzung ein Verkauf geboten. Mit 
dem Verkauf konnte zudem gerade ein Problem im Interesse der Schulentwicklungsplanung 
gelöst werden, indem der Käufer beauflagt wurde, kurzfristig das Schulgebäude 
brandschutztechnisch zu ertüchtigen und an einen freien Schulträger zu vermieten. Allein 
dadurch werden die Voraussetzung für die Umsetzung des besagten freien Schulträgers aus 
der kommunalen Grundschule Frohe Zukunft geschaffen, welche bis zum Schuljahresbeginn 
2012/2013 saniert und erweitert werden muss.  
 
 
Wolfram Neumann 
Beigeordneter 


